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Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung über die Pflegeversorgung 
Stellungnahme des Verbandes senesuisse 
 
Sehr geehrte Frau Regierungsrätin Rickli, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Einladung, zur Totalrevision der PflV-ZH eine Stellungnahme 
einzureichen.  
Im Jahr 1996 wurde der Verband senesuisse gegründet. Seither setzt er sich für die Interessen 
und Anliegen wirtschaftlich unabhängiger Alters- und Pflegeinstitutionen ein. Er vertritt 
schweizweit über 500 Betriebe, wovon rund 150 im Kanton Zürich tätig sind.  
 

A. Grundsätzliche Stellungnahme zu den vorgeschlagenen Anpassungen 

Als Vertreterin der unternehmerisch geprägten Alters- und Pflegeinstitutionen setzt sich der 
Verband senesuisse für wirtschaftliche und zukunftsträchtige Lösungen im Bereich des 
Gesundheitswesens ein. Bisher diente der Kanton Zürich als Musterbeispiel für eine liberale 
Pflegeheimbewilligung nach diesen Prinzipien. So bestand im Gegensatz zu vielen anderen 
Kantonen nie ein mangelndes Bettenangebot, welches mit verlängerten Spitalaufenthalten 
und/oder dem unmöglich gewordenen Verbleib im angestammten Zuhause, für alle Beteiligten 
nur bemühend und teuer ist. Wir bedauern sehr, dass mit der neuen Bundesgesetzgebung 
dieser liberale Ansatz aufgehoben werden und durch eine staatliche Steuerung ersetzt werden 
muss. Dabei ist im Interesse der betroffenen Menschen wenigstens zu gewährleisten, dass 
auch in Zukunft ausreichende und qualitative Angebote bestehen. 

Die vorgelegte Verordnungsrevision ist in mehreren Punkten ausdrücklich zu begrüssen, 
welche diesen liberalen Geist durch Verzicht auf unnötige Regulierung durch den Staat trägt, 
darunter namentlich: 

• Die Streichung einiger Paragrafen, welche überflüssig sind (nachfolgend unter B.). 
• Die Beibehaltung der Systemoffenheit betreffend verwendetes Qualitätsmanagement-

System (QMS) gemäss neuem § 6. 

Auch wenn bei den Vorgaben zur Rechnungslegung ein Ausbau der Verordnung stattfindet, 
kann senesuisse diese im Grundsatz gutheissen, um für die Umsetzung von EFAS geeignete 
Daten zu ermitteln (§ 10). Dabei sollte aber auf Detailregelungen (§ 11 Abs. 3 und 4) verzichtet 
werden, weil die Gesetzgebung nicht einfach eine Reaktion auf ungebührliches Verhalten 
einzelner Akteure sein darf, sondern sinnvolle Regelungen für alle Betroffenen enthalten soll. 
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Insgesamt begrüsst senesuisse die vorgelegte Revision weitestgehend, unter Vorbehalt 
nachfolgender Ausführungen zu einzelnen Bestimmungen.  
Zusätzlich ist für die Festlegung der Normdefizite zwingend folgende Anpassung nötig: 

• Die Leistungserbringer mit «Inhouse-Spitex» (betreute Wohnformen) sind für die 
Berechnung des Normdefizits als eigene Kategorie zu definieren oder zumindest 
in die Berechnung der Restfinanzierung für private Spitex-Betriebe einzubeziehen. 

 

B. Stellungnahme zur Entschlackung in den bestehenden §§ 1-12 

§§ 1-2 «Gegenstand und Zweck» und «Geltungsbereich»: Aufhebung  
Die beiden Paragrafen können im Sinne eines Verzichts auf überflüssige Bestimmungen 
problemlos aufgehoben werden (wie vorgeschlagen). 

§ 3 (neu §1): «Versorgungsauftag der Gemeinde»: Entschlackung 
Der Verweis auf die Gesetzesbestimmung ist sinnvoll, auf eine Wiederholung oder unnötige 
Präzisierung in der Verordnung kann verzichtet werden (wie vorgeschlagen). 
Für senesuisse ist allerdings kaum nachvollziehbar, dass man in Absatz 2 allen Gemeinden 
den Auftrag zur Erstellung eines umfassenden Versorgungskonzepts erteilt, zumal die 
Versorgung eher regional als kommunal zu denken ist. Dies gilt auch für die Information der 
Einwohnerschaft in Absatz 3, welche besser in den Versorgungsregionen als jeder einzelnen 
Gemeinde umgesetzt wird – was immerhin mit der gewählten Formulierung möglich scheint. 

§§ 4-6 (neu §2): «Standardangebot in Pflegeheimen»: Kürzung 
Der Verband senesuisse begrüsst, dass die explizite Nennung gewisser Leistungen im 
Bereich der Pflege, der Unterkunft und Verpflegung sowie der Alltagsgestaltung aufgehoben 
wird. Auch die gemeindeeigenen oder von den Gemeinden beauftragten Institutionen müssen 
über die nötigen Freiheiten verfügen, welche Angebote sie als zielführend und für die örtlichen 
Gegebenheiten sinnvoll erachten. Unseres Erachtens könnte man sogar noch einen Schritt 
weiter gehen und auch auf die neuen Inhalte von § 2 verzichten: Eine Aufnahmepflicht über 
alle Stufen hinweg ist je nach Institution nicht sinnvoll und eine Regelung zu den genauen 
Besuchszeiten (09.00-21.00) muss nicht kantonal per Verordnung vorgeschrieben, sondern 
kann von den Gemeinden selbst im Leistungsumfang definiert werden. 

§§ 7-8 (neu §3): «Standardangebot im ambulanten Bereich»: Kürzung 
Zwar hält sich senesuisse in seiner Stellungnahme bezüglich ambulanter Angebote zurück. 
Dennoch sei als Grundsatz erwähnt, dass auch hier der Verzicht auf kantonale Vorgaben an 
gemeindeeigene oder von Gemeinden beauftragte Spitex-Organisationen noch weiter gehen 
könnte als geplant. Wenn die Kommunen für das Angebot verantwortlich sind, sollten sie auch 
weitgehende Freiheiten zu deren Ausgestaltung erhalten. So ist z. B: schwer nachvollziehbar, 
warum die entschlackte Verordnung noch explizite Telefon-Erreichbarkeitszeiten enthält. 

§§ 9-10 (neu aufzuheben): «Qualitätssicherung»  
Die Aufhebung von §9 und §10 unterstützt senesuisse ausdrücklich. Diese bisher genannten 
Pflichten gelten bereits von Gesetzes wegen, deshalb kann getrost auf die zusätzliche 
Regelung in der Verordnung verzichtet werden. Letztlich ist die Sorgfaltspflicht eine 
Verantwortung der Betriebe, welche sich gemäss ihrer individuellen Situation im Bereich der 
Qualitätssicherung und dem Umgang mit Leistungsbeziehenden optimal aufstellen müssen. 
Nebst kantonalen Gesetzen (z. B. Patientengesetz) und nationalen Verordnungen (z. B. KVV) 
bestehen auch durch die Vorgabe nationaler Qualitätsindikatoren und Qualitätsverträge mehr 
als genug Regelungen zum Thema der Qualitätssicherung. 

§ 11 (neu §4): «Pflichtverletzung der Leistungsbezüger»: Präzisierung 
Wir begrüssen, dass neu explizit erwähnt wird, wonach diese Bestimmung explizit nur für 
Leistungserbringer gilt, welche einer Gemeinde gehören oder von dieser beauftragt sind. 
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C. Stellungnahme zu den Anforderungen zur Aufnahme auf die Pflegeheimliste 

Neu § 6: «Geeignetes Qualitätsmanagementsystem»  
Der Verband senesuisse unterstützt die gewählte Formulierung ausdrücklich. Es wäre falsch, 
ein bestimmtes QMS vorzugeben oder eine Zertifizierung zu verlangen, zumal sich die 
Pflegeeinrichtungen etwa in Grösse und Angebot deutlich unterscheiden. Es kann nicht im 
Interesse der unterschiedlichen Versorgungsstrukturen und individuellen Bedürfnisse der 
Einwohnerschaft sein, kantonal einheitliche Vorgaben zu erlassen. Vielmehr sind es die 
Betriebe selbst, welche in der Fachverantwortung stehen, die Qualitätsarbeit zu leisten und 
dafür ein geeignetes QMS anzuwenden. So bestehen denn auch auf Bundesebene sowohl 
mit den Qualitätsindikatoren als auch Qualitätsverträgen umfassende Regelungen zum 
Thema der Qualitätssicherung. Die Beschränkung kantonaler Bestimmungen auf das nötige 
Minimum ist entsprechend sinnvoll, was auch für die konkrete Überprüfung gelten muss 
(keine Einführung umfangreicher Qualitätsvorgaben durch Weisungen der Verwaltung). 
Für senesuisse ist in diesem Zusammenhang wichtig, dass die Leistungserbringer die 
Freiheit bezüglich verwendetes QMS behalten. Wennschon werden die nationalen 
Vertragspartner genauere Eckwerte in den Qualitätsverträgen regeln. 

Neu § 7: «Leistungsspezifische Anforderungen»  
Die offene Formulierung respektive der Verweis auf den Anhang ist zu begrüssen, damit für 
die «kantonalen Spezialangebote» geltende Anforderungen nicht im Verordnungstext selbst 
abgebildet werden, sondern im Anhang übersichtlich gegliedert sind.  
Allerdings beurteilen wir die im Anhang genannten Kriterien als zu umfangreich. 
Entsprechend besteht die Befürchtung, dass sich kaum Institutionen für die entsprechenden 
Spezialangebote finden lassen. Personalvorgaben sollten nicht so starr fixiert, sondern im 
Rahmen der beruflichen Kompetenzentwicklung und betrieblichen Eigenheiten frei bleiben, 
Sonst droht die sinnvolle kantonale Organisation von spezialisierten Anbietern zu scheitern. 

Neu § 8: «Wirtschaftlichkeitskriterien»  
Aus Sicht von senesuisse ist eine nachvollziehbare und faire «Wirtschaftlichkeitsbeurteilung» 
kaum durchführbar. Weil dies das Bundesgesetz aber vorgibt, fordern wir einen möglichst 
pragmatischen Umgang mit den Kriterien.  
Klar zu begrüssen ist, dass die Betriebe gemäss Abs. 1 lit. b. nicht über längere Zeit negative 
Ergebnisse ausweisen dürfen, zumal dies deren Existenz gefährdet. Deshalb scheint die 
Betrachtung des jährlichen Gesamtergebnisses als sinnvoll, auch wenn gerade hier ein 
pragmatisches Prüfen nötig ist (etwa, wenn ein Betrieb in zwei von drei Jahren ein minimal 
negatives Ergebnis erzielt hat und einmal ein stark positives Gesamtergebnis).  
Ebenfalls nachvollziehbar ist, dass in Abs. 1 lit. a. die Kosten pro Pflegeminute betrachtet 
werden, auch wenn dieses Kriterium gerade für spezialisierte Betriebe kaum aussagekräftig 
ist. Entsprechend sinnvoll ist ein hoher Grenzwert, mindestens das 90. Perzentil. 
Weil es durchaus möglich ist, dass auch «wirtschaftliche Betriebe» diese primären Kriterien 
zeitweise nicht erfüllen, erscheint Abs. 2 mit den sekundären Kriterien als wichtig. Zwar ist die 
genaue Ausgestaltung dieser Kriterien auch diskutabel, etwa was Ausbildungsleistungen mit 
einer Wirtschaftlichkeitsbeurteilung zu tun haben oder wenn die Auslastung wegen Umbauten 
oder Spezialisierung unter 90% beträgt. Immerhin ergeben die Kriterien ein umfassenderes 
Bild zum Betrieb und dessen Berechtigung für die kantonale Pflegeheimliste. 
Weil abschliessend auch bei Nichterfüllung der primären und sekundären Kriterien noch 
immer eine sachlich überzeugend begründete Abweichung möglich ist, kann sich senesuisse 
trotz kritischer Einstellung insgesamt mit den geplanten Regelungen einverstanden erklären. 

Wichtig wäre für die Pflegeheime, möglichst bald die Details für den Fahrplan zu kennen. 
Besonders von Bedeutung dürfte die Kommunikation sein, welche Kalenderjahre für die 
«Berechnung der Wirtschaftlichkeit» herangezogen werden, namentlich ob dies die Jahre 
2023-2025 oder eher 2024-2026 sein werden. 
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Neu § 9: «Auswahlkriterien zur Aufnahme auf die Pflegeheimliste»  
Die neusten Zahlen des Obsan zeigen, dass in Zukunft der Bedarf an Pflegeheimbetten 
schweizweit deutlich steigen wird. Deshalb sollte die Gesundheitsdirektion bei der Ablehnung 
von Betrieben äusserst zurückhaltend sein, zumal ein genügendes Angebot das gesamte 
System entlastet – auch bei unvorhergesehenen Situationen wie einer Pandemie.  
Das bisherige System einer liberalen Zulassung hat sich durchaus bewährt. Wenn Betriebe 
einer Branche durch ein knappes Angebot faktisch über eine „Monopolstellung“ verfügen, 
kann dies die Qualität gefährden. Die Angst vor einer Ausweitung der Nachfrage durch 
Vergrösserung des Angebots ist bei Alterspflegeinstitutionen unbegründet, weil sich niemand 
freiwillig in dieses Setting begibt. 
Muss wider Erwarten aufgrund klarer Überversorgung eine Auswahl getroffen werden, so 
erscheinen die vorgesehenen Kriterien als sinnvoll – wenn auch diskutabel (namentlich 
Kriterium f. «Innovationsbereitschaft», welches äusserst schwierig zu bewerten sein dürfte). 

D. Stellungnahme zur Regelung der Rechnungslegung/Pflegekosten 

Neu § 10: «Einheitliche Rechnungslegung»  
Für die Umsetzung von EFAS in der Pflege ist es zwingend nötig, dass in allen Bereichen der 
Versorgung umfassende Daten bestehen. Deshalb begrüsst senesuisse die Verpflichtung zur 
jährlichen Lieferung der Daten, gestützt auf die nationalen Handbücher. Allerdings empfehlen 
wir, dabei auf die ausdrückliche Nennung der Version zu verzichten, da im Laufe der nächsten 
Jahre sicherlich Aktualisierungen erfolgen. Stattdessen könnte der Verordnungstext auf die 
Handbücher «der jeweils aktuellen Version» verweisen. 

Neu § 11: «Anrechenbarkeit von Aufwendungen für die Pflegekosten»  
Der vorgeschlagene § 11 widerspricht dem Geist der revidierten Verordnung, indem plötzlich 
Detailregelungen auftauchen. Zwar sind solche unter dem Gesichtswinkel der «Verhinderung 
von ungebührlichem Verhalten» verständlich, allerdings werden Regelungen zu Lohnhöhen 
und Fahrzeugkosten oder Werbung den individuellen Gegebenheiten des Einzelfalls kaum 
gerecht. So kann etwa im Bereich des Lohnes für eine Geschäftsführung von besonders 
grossen Spitex-Organisationen der Personalaufwand von mehr als CHF 160'000 durchaus 
gerechtfertigt sein, zumal dies je nach Sozialversicherungen einem Nettolohn von weniger als 
CHF 10'000 Franken pro Monat entspricht. Im Bereich der Fahrzeuge ist die vorgeschlagene 
Grenze von CHF 30'000 Franken kaum realistisch, wenn man die Umstellung auf 
Elektrofahrzeuge vorsieht oder auch im Bereich des Krankentransports tätig ist. Für die 
Werbekosten dürfte es betriebswirtschaftlich sinnvoll sein, gerade zu Beginn einer Tätigkeit 
als neuer Spitex-Betrieb mehr als 1 Prozent des Gesamtertrags zu investieren. 
Weil es dem Einzelfall nicht gerecht wird, fordert senesuisse, auf die vorgesehenen 
Absätze 3 und 4 zu verzichten. 
Im Absatz 2 sollten die Steueraufwände gestrichen werden, diese sollten im Bereich der 
privaten Anbieter durchaus zu den anrechenbaren Kosten zählen. 

Neu § 12: «Übergangsbestimmungen»  
Die aktuelle Pflegeheimplanung des Kantons Zürich ist erfolgreich, die Neuerungen erfolgen 
einzig wegen Anpassungen in der Bundesgesetzgebung. Entsprechend ist sicherzustellen, 
dass bestehende Institutionen ausreichend Zeit erhalten, neue Anforderungen umzusetzen. 
Bisher bewilligte Institutionen sollen grundsätzlich auf die neue Pflegeheimliste übernommen 
werden. Eine bloss vorübergehende rechnerische Überversorgung soll nicht zu einem 
vorschnellen Abbau bestehender Kapazitäten führen, welche aufgrund der demografischen 
Entwicklung künftig gebraucht werden. Wer über eine Betriebsbewilligung verfügt, ist 
grundsätzlich auf die neue Pflegeheimliste aufzunehmen. Erfüllt eine Institution einzelne neue 
Anforderungen noch nicht vollständig, setzt die Direktion eine angemessene Frist zur 
Behebung der Mängel, sofern die Qualität und Sicherheit der Versorgung gewährleistet sind. 
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Zur Ergänzung unserer Stellungnahmen verweisen wir auf die umfassendere Eingabe von 
ARTISET Zürich, welche wir insoweit unterstützen, als sie nicht andere Positionen als das 
vorliegende Dokument enthält. 

Wir danken Ihnen für die in den meisten Punkten unterstützten Revisionsvorschläge und für die 
Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 

Freundliche Grüsse 
senesuisse 
 
 

Christian Streit 
Geschäftsführer 


